Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3370 


Antrag 

der Abgeordneten Bauknecht, Dr. Schmidt (Gellersen), 
Dr. Effertz und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Saatgutgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Saatgutgesetz vom 27. Juni 1953 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 450), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung kostenrechtlicher Vor- 
schriften vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861), 
wird wie folgt geändert: 

§ 39 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Landwirtschaftliches Saatgut und Gemüsesaat- 
gut darf ohne Rücksicht auf den Saatzweck ge- 


werbsmäßig nur feilgehalten, angeboten, verkauft 
oder sonst in den Verkehr gebracht werden, wenn 
es anerkannt oder nach §§ 51 bis 53 zugelassen ist." 

Artikel 2 

Dieses Ge, setz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 6. Mai 1965 


Bauknecht 

Bewerunge 

Gibbert 

Dr. Pflaumbaum 
Dr. Reinhard 
Struve 


Dr. Schmidt (Gellersen) 
Biegler 
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Dr. Effertz 
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Logemann 
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Drucksache IV/3370 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Begründung 


Die geltende Fassung des § 39 Abs. 1 des Saatgut- 
gesetzes lautet „Landwirtschaftliches Saatgut und 
Gemüsesaatgut darf als solches gewerbsmäßig nur 
feilgehalten, angeboten, verkauft oder sonst in den 
Verkehr gebracht werden, wenn es anerkannt oder 
nach §§51 bis 53 zugelassen ist". 

Mit dieser grundlegenden Vorschrift des Saatgut- 
gesetzes war gewollt, daß bei solchen landwirt- 
schaftlichen Arten und Gemüsearten, die sowohl in 
der Landwirtschaft wie auch zu nicht landwirtschaft- 
lichen Zwecken genutzt werden können, nur an- 
erkanntes oder zugelassenes Saatgut in den Ver- 
kehr gebracht werden darf, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, für welchen Saatzweck es bestimmt ist. Dies 
kommt auch in dem Schriftlichen Bericht des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
über den Entwurf des Saatgutgesetzes vom 19. Mai 
1953 (Drucksache 4339 der 1. Wahlperiode S. 4) zum 
Ausdruck. — Mit den Worten „als solches", die in 
§39 Abs. 1 des Saatgutgesetzes erst im Laufe der par- 
lamentarischen Beratungen eingefügt wurden, sollte 
lediglich klargestellt werden, daß es der Anerken- 
nung oder Zulassung des Saatguts nur dann bedürfe, 
wenn es gewerbsmäßig als Saatgut in den Verkehr 
gebracht werden wird. (Bei welchen Arten eine Un- 
terwerfung unter die saatgutrechtlichen Verkehrs- 
vorschriften zum Schutz des Verbrauchers nicht 
erforderlich ist, ergibt sich aus der Ersten Verord- 
nung über Ausnahmen für den Verkehr mit Saat- 
gut vom 20. Dezember 1954 — Bundesgesetzbl. I 
S. 485. Diese Verordnung ist überhaupt nur ver- 
ständlich im Zusammenhang mit dem Willen des 
Gesetzgebers des Saatgutgesetzes, wie er oben dar- 
gelegt wurde.) 

Die Worte „als solches" führten in Kreisen der Wirt- 
schaft zur Entwicklung der sog. Bestimmungstheorie. 
Mit dieser Theorie wird die Auffassung vertreten, 
daß nach § 39 Abs. 1 des Saatgutgesetzes landwirt- 
schaftliches Saatgut dann nicht der Anerkennung 
oder Zulassung bedarf, wenn es für andere als land- 
wirtschaftliche Saatzwecke bestimmt ist, wie z. B. 
Gräsersaatgut für Zierrasen, Flugplätze, Böschungen 
usw. Dies bedeutet, daß es im Einzelfalle von der 
Entscheidung des jeweiligen Verfügungsberechtig- 


ten abhängig sein würde, ob landwirtschaftliches 
Saatgut den saatgutrechtlichen Verkehrsvorschrif- 
ten unterliegt oder nicht. Damit würden aber ins- 
besondere auf dem Futterpflanzensaatgutsektor 
einer Umgehung des Saatgutgesetzes und seiner 
Durchführungsbestimmungen Tür und Tor geöffnet. 

Die Praktizierung der fraglichen Bestimmungstheo- 
rio hat bereits zwei Verwaltungsstreitverfahren aus- 
gelöst. In der ersten und zweiten Instanz eines die- 
ser Verfahren wurde im Sinne der vom Gesetzgeber 
gewollten Regelung entschieden. Das höchstrichter- 
liche Urteil, das in diesem Fall vor kurzem ergangen 
ist, erkennt Jedoch wider Erwarten die Bestimmungs- 
theorie an. Damit ist auf dem Gebiete der Versor- 
gung mit Futterpflanzensaatgut eine Lage entstan- 
den, die insbesondere für den Saatgutverbraucher 
außerordentlich nachteilige Auswirkungen zur Folge 
hat. 

Unter solchen Umständen kann nicht mehr verhin- 
dert werden, daß vom Weltmarkt minderwertige, 
billige Ware in die Bundesrepublik eingeführt, hier 
in den Verkehr gebracht und auch dem Landwirt an- 
geboten wird, abgesehen davon, daß auch dem Ver- 
braucher von Saatgut für Zierrasen und ähnliche 
Zwecke mit derartiger Ware nicht gedient ist. Die in 
weiten Teilen der Welt seit Jahren erfolgreichen 
Bemühungen, anonymes Herkunftssaatgut durch ge- 
netisch hochwertiges Sortensaatgut zu ersetzen, wür- 
den dadurch in der Bundesrepublik in das Gegenteil 
verkehrt. Letzten Endes würden aber auch die erfolg- 
reiche inländische Futterpflanzen-Züchtung und 
-Saatguterzeugung aus den Angeln gehoben und 
eine planmäßige, seit Jahren erfolgende Förderung 
mit Bundesmitteln ad absurdum geführt werden. 

Um solche untragbaren volkswirtschaftlichen Schä- 
den abzuwenden, soll § 39 Abs. 1 des Saatgutgeset- 
zes im Sinne der vom Gesetzgeber gewollten Rege- 
lung so rasch wie möglich — d. h. noch vor der Neu- 
regelung des deutschen Sortenschutz- und Saatgut- 
verkehrsrechts, das von der Bundesregierung z. Z. 
vorbereitet wird — geändert werden. Die besondere 
Eilbedürftigkeit ist dadurch gegeben, daß erhebliche 
wirtschaftliche Schäden sonst schon im laufenden 
Wirtschaftsjahr eintreten. 
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